Ihr Recht im Alltag

	


In dieser Ausgabe wollen wir uns mit Mietverträgen in Thailand beschäftigen. Die Erfahrung lehrt uns, dass es in diesem Bereich einige Stolpersteine und Missverständnisse gibt, welche sich in den meisten Fällen vermeiden lassen. Ein weiterer Grund für die Behandlung dieser Thematik ist, dass die registrierten Mietverträge an Bedeutung gewinnen, da die Anforderungen an die thailändischen Firmen, welche zum Landerwerb gegründet und unterhalten werden müssen, sich nur noch für Immobilien im oberen Preisbereich lohnen. 

Inhalt des registrierten Mietvertrages:

Das Mietrecht (für die private Nutzung) ist in seinen Grundzügen im thailändischen Zivilgesetzbuch in den §§ 537 – 571 geregelt. Die meisten Vorschriften des Gesetzes sind abdingbar und können von den Mietvertragsparteien anderweitig geregelt werden. Wichtig ist, neben den gesetzlichen Vorschriften jedoch auch die Handhabungspraxis auf den thailändischen Grundbuchämtern zu kennen. Jeder, welcher schon einmal einen 30-jährigen Mietvertrag registriert hat, hat an die Grundstücksurkunde einen computergedruckten Mietvertrag angeheftet bekommen. Zu dem computergedruckten Mietvertrag muss man wissen, dass die Grundbuchämter eine so genannte „Eingabemaske“ im Computer haben, in welche die Grundregelungen des Mietvertragsverhältnisses eingegeben werden. Diese ist nach unserer Ansicht dringend reformbedürftig, aber dies ist spekulativ und deshalb beschäftigen wir uns mit dem Ist-Zustand. Auch wenn Sie kein Thai lesen können, sehen Sie auf dem Computerausdruck nach den Daten des Vermieters und Mieters acht Zeilen, in welche die Konditionen des Mietvertrages eingetragen werden und durch die Registrierung zu einer öffentlichen Urkunde werden und somit einen Gutglaubensschutz haben (auch wenn der Inhalt völlig falsch wäre). In vielen Fällen sitzen die Parteien des Mietvertrages stundenlang zusammen und verhandeln die Bedingungen des Mietvertrages. Nach Einigung wird ein Mietvertrag meistens in einer anderen Sprache als Thai verfasst und unterzeichnet. Wenn der Mietvertrag über eine Immobilie eine längere Laufzeit als drei Jahre hat, sollte dieser immer registriert werden (§ 538). Nun geht es nach der Einigung kurze Zeit später zum Grundbuchamt und man lässt den Vertrag registrieren. Dort werden vom Beamten die Grundbedingungen abgefragt und in die Eingabemaske eingegeben. Wenn nun mehr als acht Punkte geregelt wurden, muss der privatrechtliche Vertrag ins Thailändische übersetzt werden und mit an die Grundstücksurkunde geheftet werden, damit so eine zusammengesetzte öffentliche Urkunde besteht. Ist dies nicht der Fall, so tritt als Rechtsfolge ein: Wenn beide Verträge registrierungsbedürftig sind, so gilt dieser, welcher als erster registriert wurde. In den meisten Fällen ist dies nicht der privatrechtliche Vertrag, sondern der registrierte Vertrag. Die stundenlangen Verhandlungen waren also vergebens. Sollte es zum Rechtsstreit kommen, so würde der privatrechtliche Vertrag als so genannter „Anscheinsbeweis“ in das Rechtsverfahren eingeführt werden, und dann liegt es im Ermessen des Gerichts, wie dieser Anscheinsbeweis zu würdigen ist. Im Regelfall hat man hier eine schlechte Position, da der registrierte Mietvertrag als öffentliche Urkunde eine stärkere Beweiskraft hat. 

Dauer des Mietvertrages:

Wir haben es schon oft gesagt und geschrieben und wir wissen, dass wir uns hier wiederholen, aber wir sagen es noch einmal. Die maximale Laufzeit für einen privaten Mietvertrag beträgt 30 Jahre und nicht mehr. Die einzige Ausnahme ist bei Industrieflächen, diese können bis zu 50 Jahren gemietet werden. Wenn wir also demzufolge Mietverträge lesen, welche 90 Jahre Mietdauer versprechen, ist dies schlichtweg falsch. Auch wenn Sie meinen, für 90 Jahre die Miete gezahlt zu haben, hilft ein Blick ins Gesetzbuch, in welchem unter § 540 geregelt ist: „Die Dauer eines Mietvertrages für eine unbewegliche Sache darf 30 Jahre nicht übersteigen. Wurde eine längere Zeit vereinbart, so ist diese auf 30 Jahre zu verkürzen.“ Diese Vorschrift steht nicht zur Disposition der Parteien und ist abschließend. Alles andere ist „abenteuerlich“, und man sollte sich nach einem anderen Mietobjekt umsehen. 

Kosten für die Registrierung:

Es verwundert manchmal doch ein wenig, wenn manche Mieter bereit sind, einen nicht unerheblichen Betrag für die 30-jährige Miete hinzulegen, aber dann die Kosten für die Registrierung des Mietvertrages auf dem Grundbuchamt scheuen. § 539 regelt, dass diese Kosten geteilt werden, wenn die Parteien sich nicht anderweitig einigen. Zur Zeit beträgt die Registrierungsgebühr 1,00 Prozent, berechnet vom Bruttomietzins für 30 Jahre. Wir halten dies für eine gute Investition. Sollte man von der Registrierung absehen, aber privatrechtlich 30 Jahre vereinbaren, kann nach § 538 der Vermieter nach drei Jahren den Mietvertrag kündigen, und dann ist es wohl am Mieter, im Klagewege den verbleibenden Mietzins für 27 Jahre zurückzufordern. 
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